
 

 
FÖRDERUNG VON KOMMUNALEN STRAßEN- UND BRÜCKENBAUVORHABEN 

Anlage 1a zur RL KStB 

Besondere Nebenbestimmungen für Straßen- und Brückenbauvorhaben  
kommunaler Baulastträger 

(BNBest KStB) zu Teil A 

Für die Bewilligung von Zuwendungen für Straßen- und Brückenbauvorhaben kommunaler 
Baulastträger gilt die Richtlinie des SMWA für die Förderung von Straßen- und Brückenbauvorhaben 
kommunaler Baulastträger (RL KStB) vom 09. Dezember 2015. Für die Ausführung des Vorhabens, 
Anforderung und Verwendung der Zuwendungen nach Teil A der RL KStB gelten die „Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung an kommunale Körperschaften“ 
(ANBest-K) – Anlage 3a zur VwV zu § 44 SäHO. Darüber hinaus ist vom Zuwendungsempfänger zu 
beachten oder zu veranlassen:  

1 Grundlagen der Bewilligung  

Der Zuwendungsbescheid bezieht sich ausschließlich auf das dem Antrag zugrunde liegende 
Vorhaben. Grundlagen dieser Bewilligung sind die vom Antragsteller eingereichten Unterlagen und 
Pläne. Die im Bescheid festgesetzten Auflagen und Bedingungen sowie etwaige Prüfbemerkungen in 
den zurückgegebenen Antragsunterlagen sind zu beachten. 

Für den Fall, dass ohne Zustimmung der Bewilligungsbehörde von den Unterlagen und Plänen 
abgewichen wird, können die bewilligten Zuwendungen widerrufen und bereits ausgezahlte Beträge 
zurückgefordert werden.  

Der Zuwendungsempfänger hat die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit einzuhalten.  

2 Rechtliche Verfahren, Beteiligung Dritter  

Der Zuwendungsbescheid ersetzt nicht erforderliche Genehmigungen oder sonstige Erlaubnisse zur 
Durchführung des Bauvorhabens, die nach anderen gesetzlichen Vorschriften erforderlich sind (zum 
Beispiel Baurecht, Wasserrecht, Naturschutz, Denkmalschutz). Bei Beteiligtenmaßnahmen nach Teil 
A, Ziffer VI, Nummer 1 a) bb) hat der Zuwendungsempfänger sicherzustellen, dass die Bestimmungen 
und Auflagen dieses Zuwendungsbescheides umgesetzt werden.  

3 Finanzierung  

Die Gesamtfinanzierung muss gesichert sein. Soweit die Gesamtförderung gegenüber dem Ansatz im 
Finanzierungsplan niedriger ausfällt, entsteht eine Finanzierungslücke, deren Deckung durch den 
Zuwendungsempfänger zu sichern ist.  

4 Durchführung des Vorhabens, Vergabe  

Der Ausschreibung, der Vergabe und der Abwicklung des Bauvorhabens sind zusätzlich zu Nr. 3 
ANBest-K die anerkannten Regeln der Technik zugrunde zu legen. 

Verstößt der Zuwendungsempfänger gegen die Vergabevorschriften, so kann die Bewilligungs-
behörde gemäß § 49 Abs. 3 VwVfG den Zuwendungsbescheid ganz oder teilweise widerrufen und die 
Zuwendung zurückfordern. Liegt ein schwerer Vergabeverstoß vor, wird der Zuwendungsbescheid 
grundsätzlich mit der Folge widerrufen, dass  

 entweder die Kosten für die jeweilige Auftragseinheit (zum Beispiel Teillos oder Fachlos) von 
der Förderung ausgeschlossen werden, oder  

 die Gesamtzuwendung um 20 bis 25 Prozent gekürzt wird.  

Als schwere Vergabeverstöße kommen insbesondere folgende Tatbestände in Betracht:  

1. fehlende EU-weite Ausschreibung; 

2. Ausscheiden des wirtschaftlichsten Angebots  

 aus sonstigen vergabefremden Erwägungen,  

 durch nachträgliche Preisverhandlungen oder Änderungen der Verdingungsunterlagen,  

 durch nachträgliche Herausnahme von Leistungen aus den Angeboten,  



   

 durch Zulassung eines Angebots, das nach den Vergabevorschriften auszuschließen 
gewesen wäre,  

 durch fehlende oder mangelhafte Wertung von Nebenangeboten oder Änderungs-
vorschlägen;  

3. Ausscheiden oder teilweises Ausscheiden des wirtschaftlichsten Angebots durch nach-
trägliche Losaufteilung; 

4. Freihändige Vergabe von Leistungen, insbesondere von Anschlussaufträgen, ohne Vorliegen 
der vergaberechtlichen Voraussetzungen; 

5. Beschränkung des Wettbewerbs entgegen den vergaberechtlichen Vorschriften. 

Die Bewilligungsbehörde ist unverzüglich nach der Vergabe der Leistung über den Vorhabensbeginn 
zu unterrichten (Formblatt Anlage 4 zur RL KStB).  

Kommunale Eigenregieleistungen werden nicht gefördert.  

5 Auszahlung der Zuwendungen  

Die Auszahlung der Zuwendungen ist bis spätestens zu dem im Zuwendungsbescheid genannten 
Zeitpunkt mit Vordruck Muster 3 zu § 44 SäHO bei der Bewilligungsbehörde zu beantragen. Die 
bewilligte Zuwendung kann nur entsprechend dem Baufortschritt ausgezahlt werden. Bewilligte 
Beträge, für deren Auszahlung die Voraussetzungen nicht bis zu dem vorgegebenen Zeitpunkt 
eingetreten sind, können aufgrund dieses Zuwendungsbescheides im Bewilligungsjahr nicht mehr 
ausgezahlt werden.  

Damit nicht benötigte Mittel rechtzeitig wiederverwendet werden können, ist der Bewilligungsbehörde 
unter Darlegung der Gründe mitzuteilen,  

 wenn das Vorhaben, für das die Förderung beantragt war, nicht durchgeführt wird oder  

 wenn sich die zuwendungsfähigen Kosten voraussichtlich in einem Umfang verringern, der 
eine Kürzung der Zuwendung zur Folge hätte.  

6 Zwischennachweis, Bewilligung weiterer Zuwendungsraten  

Bei Förderung über mehrere Haushaltsjahre sind die im abgelaufenen Haushaltsjahr erhaltenen und 
verausgabten Mittel vom Zuwendungsempfänger jährlich zum 1. Februar des Folgejahres unter 
Verwendung des Vordruckes Muster 1b zu § 44 SäHO gegenüber der Bewilligungsbehörde 
nachzuweisen. 

Zur Anpassung der Anteilsfinanzierung durch Zuwendungen an den Baufortschritt und Kostenanfall ist 
unter Nr. 3.1 im Muster 1b zu § 44 SäHO die für das aktuelle Haushaltsjahr benötigte 
Zuwendungsrate anzugeben, wobei ein Nullbetrag einzusetzen ist, wenn für das Jahr keine weitere 
Zuwendungsrate benötigt wird.  

7 Fertigstellung der Maßnahme, Verwendungsnachweis  

Der Verwendungsnachweis ist nach Vordruck Muster 4 zu § 44 SäHO zu erstellen. Aus dem 
Sachbericht soll insbesondere hervorgehen, ob die Baumaßnahme entsprechend den der Bewilligung 
zugrunde gelegten Plänen, Genehmigungen, Bedingungen und Auflagen ausgeführt wurde. 
Außerdem ist das Datum des Beginns und der Fertigstellung der Baumaßnahme anzugeben. 
Folgende weitere Unterlagen sind dem Verwendungsnachweis beizugeben:  

 das in Nummer 6.5.1 der ANBest-K geforderte Bauausgabenbuch in Form einer Übersicht 
über die Ausgaben/Einnahmen. Dafür ist das auf der Internetpräsenz des LASuV zur 
Verfügung gestellte Formular zu nutzen und in elektronischer sowie in schriftlich unter-
zeichneter Form zu übergeben.  

 eine Berechnung der zuwendungsfähigen Ausgaben nach Formblatt Anlage 3 zur RL KStB;  

 ein Bestandsplan, es sei denn, dass im Sachbericht des Verwendungsnachweises versichert 
wird, dass die Maßnahme nach den geprüften Antragsunterlagen ausgeführt wurde.  

Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, Bücher, Belege, Ausgabenübersichten, Vergabeunterlagen 
und so weiter zur Prüfung anzufordern sowie die Verwendung der Mittel durch örtliche Erhebungen zu 
prüfen.  



   
8 Zweckbindung  

Die Zweckbindungsfrist für Maßnahmen nach der RL KStB beträgt für 

 Instandsetzungs- und Erneuerungsmaßnahmen sowie der Wegweisung für den Radverkehr 
5 Jahre;  

 Neu-, Aus- und Umbaumaßnahmen an Straßen und Radverkehrsanlagen 10 Jahre; 

 Neu-, Aus- und Umbaumaßnahmen an Ingenieurbauwerken 25 Jahre 

nach Fertigstellung der Maßnahme. Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, die Zuwendung ganz 
oder teilweise zurückzufordern, wenn innerhalb der Zweckbindungsfrist der Zuwendungszweck nicht 
mehr erfüllt ist. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn  

 wesentliche Änderungen am Bestand der Verkehrseinrichtung vorgenommen werden, ohne 
dass dies zur Beseitigung einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung unerlässlich 
ist,  

 die Verkehrseinrichtung aufgrund straßenverkehrsrechtlicher Beschränkungen die ihr 
zugedachte Verbesserung der Verkehrsverhältnisse nicht erfüllen kann,  

 die Verkehrseinrichtung anderweitig zweckentfremdet oder veräußert wird.  

 


